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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 �Vgl. Information „Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer-

Vorauszahlungen“.
3 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

4 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

5 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

6 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 26.01.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 12.01.2015 10.02.2015

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung2 entfällt 10.02.2015

Umsatzsteuer3 12.01.2015 10.02.2015

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung4 15.01.2015 13.02.2015

Scheck5 07.01.2015 06.02.2015

Gewerbesteuer entfällt 16.02.2015

Grundsteuer entfällt 16.02.2015

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung4 entfällt 19.02.2015

Scheck5 entfällt 13.02.2015

Sozialversicherung6 28.01.2015 25.02.2015

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine Januar/Februar 2015

Ausgabe Januar 2015

Vorsteuerabzug aus Baukosten
Vorsteuerabzug eines gemischt genutzten Gebäudes nur bei rechtzeitiger Zuordnung zum Unternehmensvermögen

Ein Unternehmer begann 2007 mit 
dem Bau eines Gebäudes, das 2009 
fertig gestellt wurde. Einige Räume 
wurden danach umsatzsteuerpflichtig 

vermietet, andere für eigene Wohn-
zwecke genutzt. Im November 2010 
gab er die Umsatzsteuererklärung 
2007 ab und machte darin die Vor-

steuern für die 2007 angefallenen 
Baukosten insoweit geltend, als sie auf 
die umsatzsteuerpflichtig vermieteten 
Räumlichkeiten entfielen.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
der Vorsteuerabzug für 2007 nicht zu 
gewähren ist, weil eine Zuordnung des 
umsatzsteuerpflichtig vermieteten Ge-
bäudeteils zum Unternehmensvermö-
gen nicht rechtzeitig dem Finanzamt 
gegenüber erklärt worden war.
Hinweis: Die Erklärung über die Zuord-
nung ist spätestens bis zum 31. Mai 
des auf den Leistungsbezug folgenden 
Jahres dem Finanzamt gegenüber ab-
zugeben.



Berechnung der Spekulationsfrist für Wertpapiere

Bindungswillen des Verkäufers lag vor – Frist gewahrt

Für bis zum 31.12.2008 im Privatver-
mögen angeschaffte Wertpapiere, wie 
beispielsweise Aktien oder Anleihen, 
mussten Veräußerungsgewinne nur 
versteuert werden, wenn sie innerhalb 
einer Spekulationsfrist von einem Jahr 
erzielt wurden. Die Frist berechnete 
sich nach dem Datum des zivilrecht-
lich wirksam abgeschlossenen Kauf-, 
bzw. Verkaufsvertrags. In einem vom 
Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
hatte ein Aktienverkäufer dem Käufer 
zunächst einen nicht unterschriebe-
nen Kaufvertrag zugesandt. Zu die-
sem Zeitpunkt war die Jahresfrist noch 
nicht abgelaufen. Der Käufer zahlte 
den Kaufpreis auch sofort. Der Kauf-
vertrag wurde erst drei Monate später 
unterschrieben. Zu diesem Zeitpunkt 
war die Jahresfrist abgelaufen.

Das Gericht entschied, dass der Kauf-
vertrag wegen des Bindungswillens 
des Verkäufers bereits mit dem Ver-
sand des nicht unterschriebenen Kauf-
vertrags zustande gekommen war und 
somit die Veräußerung innerhalb der 
Jahresfrist lag. Es berücksichtigte in 
diesem Fall nicht die Vorschrift des 
BGB, nach der ein nicht von allen Ver-
tragsbeteiligten unterschriebener Ver-
trag im Zweifel zivilrechtlich noch nicht 
wirksam zustande gekommen ist.

Hinweis: Für ab 2009 angeschaffte 
Wertpapiere des Privatvermögens gilt 
eine Neuregelung: Alle beim Verkauf 
realisierten Gewinne sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, unabhängig da-
von, wie lange die Papiere gehalten 
wurden.

Voranmeldezeiträume für das Jahr 2015

Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer 2015 beantragen

Aufgrund der Abschaffung der so ge-
nannten Abgabe-Schonfrist für Um-
satzsteuer-Voranmeldungen sowie der 
Verpflichtung, die Anmeldungen elekt-
ronisch zu übertragen, bietet sich ein 
Antrag auf Fristverlängerung ab 2015 
auch für diejenigen an, die ihre Voran-
meldungen bisher monatlich oder vier-
teljährlich abgegeben haben.
Voranmeldungszeitraum für die Um-
satzsteuer ist

 das Kalendervierteljahr,
 �der Kalendermonat, wenn die Steu-
er (Summe der Vorauszahlungen) 
des Jahres 2014 mehr als 7.500 € 
betragen hat.

Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr 
als 1.000 € betragen, kann das Fi-
nanzamt den Unternehmer von der 
Abgabe von Voranmeldungen und von 
der Entrichtung von Vorauszahlungen 
befreien.
Wenn sich im Jahr 2014 ein Vorsteu-
er-Überschuss von mehr als 7.500 € 
ergeben hat, kann durch Abgabe der 
Voranmeldung Januar 2015 oder ei-
nes Antrags auf Dauerfristverlänge-
rung für 2015 bis zum 10.2.2015 der 

monatliche Voranmeldungszeitraum 
beibehalten werden.
Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer-
voranmeldungen monatlich abgeben, 
können Fristverlängerung für 2015 in 
Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 
10.2.2015 einen Antrag beim Finanz-
amt stellen. Voranmeldungen und Vo-
rauszahlungen sind dann jeweils einen 
Monat später fällig.
Die Fristverlängerung ist davon abhän-
gig, dass eine Sondervorauszahlung 
in Höhe eines Elftels der Summe der 
Vorauszahlungen für 2014 angemeldet 
und bis zum 10.2.2015 geleistet wird. 
Diese Sondervorauszahlung wird auf 
die am 10.2.2016 fällige Vorauszah-
lung für Dezember 2015 angerechnet. 

Ob das so bleibt, ist abzuwarten. Dies 
hat zur Folge, dass die o. a. Anmel-
dungen ab Voranmeldungszeitraum 
Januar 2015 grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitpunkt folgen-
den Monats abgegeben werden müs-
sen. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag ist der nächste 
Werktag der Stichtag.
Vierteljahreszahler müssen keine Son-
dervorauszahlung entrichten. Für sie 
gilt die für ein Kalenderjahr genehmigte 
Fristverlängerung auch für die folgen-
den Kalenderjahre weiter, wenn sich 
die Verhältnisse nicht geändert haben. 
Ein erstmaliger Antrag ist in diesen Fäl-
len bis zum 10.4.2015 zu stellen.
Zu beachten ist, dass ein einmal ge-
stellter und genehmigter Antrag so lan-
ge gilt, bis der Unternehmer den An-
trag zurücknimmt oder das Finanzamt 
die Fristverlängerung widerruft.
Für Unternehmer, die ihre berufliche 
oder gewerbliche Tätigkeit neu be-
gründen, ist im Jahr der Aufnahme der 
Tätigkeit und im folgenden Jahr grund-
sätzlich der Kalendermonat Voranmel-
dungszeitraum. 



Wird einem GmbH Gesellschafter Ge-
schäftsführer ein Firmenwagen unent-
geltlich auch für Privatfahrten überlas-
sen und kein Fahrtenbuch geführt, hat 
er den Wert des Vorteils hierfür nach 
der sog. 1 % Methode der Einkom-
mensteuer zu unterwerfen. Gleichzei-
tig ist auch Umsatzsteuer abzuführen. 
Zur Bemessungsgrundlage hat der 
Bundesfinanzhof in einem neuen Urteil 
Stellung genommen.
Danach ist zunächst festzustellen, ob 
die Überlassung des Firmenwagens 
im Zusammenhang mit der Arbeits-
leistung des Geschäftsführers steht 
oder seinen Grund im Gesellschafts-
verhältnis hat. Hieraus ergeben sich 
unterschiedliche Umsatzsteuerbemes-
sungsgrundlagen, wie die nachfolgen-
den Beispiele zeigen.

2015: Auswahl an Neuregelungen von A bis Z
Allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn
	� Der flächendeckende Mindestlohn 

von € 8,50 gilt (s. tax-i 10/14).
Austauschpflicht Heizgeräte
	� Heizkessel, die vor dem 1.1.1985 

eingebaut wurden und Erdgas, Heiz-
öl oder Strom zur Wärmeerzeugung 
nutzen, dürfen nicht mehr betrieben 
werden. Dies gilt nicht für Brennwert- 
und Niedertemperaturheizkessel so-
wie für Hauseigentümer, die vor 2002 
in ihrem Haus gewohnt haben.

EEG-Umlage
	� Der Beitrag für Ökostrom sinkt auf 

6,17 Cent pro Kilowattstunde. Dies 
kann sich auf den Strompreis günstig 
auswirken. 

EU-Energie-Label
	� Für den Online-Handel mit Elektroge-

räten gelten strengere Regeln. Das 
Label muss abgebildet werden und in 
den Produktinformationen erscheinen.

Familie – Elterngeld Plus 
	� Für Geburten ab Juli 2015 gelten 

neue Regelungen zum Elterngeld 

Plus und zur Elternzeit. Die Verein-
barkeit von Familie und Beruf soll ge-
stärkt werden.

Familienpflegezeit:
	� Mit der Möglichkeit einer 2-jährigen 

Pflegezeit, einer bezahlten Auszeit 
von 10 Tagen für Arbeitnehmer sowie 
einer Reduktion der Arbeitszeit wird 
die Pflege naher Angehöriger unter-
stützt. Ein Anspruch auf ein zinsloses 
Darlehen soll entfallendes Einkommen 
ersetzen.

Garantiezins Lebensversicherung
	� Sinkt für Neuverträge von 1,75 % auf 

1,25 %.
Sozialversicherung
	� Seit 2012 steigt schrittweise die Al-

tersgrenze für die Rente, d.h. wer 
1950 geboren ist und 2015 in den Ru-
hestand geht, arbeitet 4 Monate über 
seinen 65. Geburtstag hinaus, um 
die Rente ohne Abschlag zu erhalten.  
Der Rentenbeitragssatz sinkt von 
18,9 % auf 18,7 %. Der Beitragsbe-
messungssatz steigt von € 5.950 auf 

€ 6.050 im Monat, in den neuen Bun-
desländern von € 5.000 auf € 5.200. 
Bei der Kranken- und Pflegeversi-
cherung ist die Beitragsbemessungs-
grenze € 4.125.

Strafbefreiende Selbstanzeige
	� Die Grenze, bis zu der eine Steuer-

hinterziehung straffrei bleibt, wird 
von € 50.000 auf € 25.000 gesenkt, 
von der Strafverfolgung kann bei hö-
heren Beträgen bei Zahlung eines 
Zuschlags abgesehen werden. Der 
Nachmeldezeitraum erhöht sich auf 
10 Jahre (s. tax-i 11/14).

Zuschuss Energieberatung für Unter-
nehmen
	� Der Höchstbetrag steigt auf € 8.000. 

Auch kleinere Unternehmen mit we-
niger als € 10.000 Energiekosten er-
halten ein gefördertes Beratungsan-
gebot.

Weitere Informationen finden Sie
auf unserer Homepage unter 
www. hws-ra.de

Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für an Gesellschafter Geschäftsführer überlassenen Firmenwagen

Auto-Überlassung: Arbeits- oder Gesellschaftsverhältnis?

1. Beispiel: Überlassung aufgrund des Arbeitsverhältnisses

Brutto-Listenpreis 30.000,00 €

12 % hiervon als Bemessungsgrundlage brutto 3.600,00 €

umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage netto 3.025,21 €

19 % Umsatzsteuer 574,78 €

2. Beispiel: Überlassung aufgrund des Gesellschaftsverhältnisses

Brutto-Listenpreis 30.000,00 €

12 % hiervon 3.600,00 €

20 % Abzug für nicht vorsteuerbehaftete Kosten - 720,00 €

verbleiben netto 2.880,00 €

19 % Umsatzsteuer hiervon 547,20 €

Hinweis: Das Gericht folgt mit dem Urteil ausdrücklich der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung.



Beitragszuschuss für nicht Krankenversicherungspflichtige und für in der pri­
vaten Krankenversicherung versicherte Beschäftigte im Jahr 2015

Berechnung Arbeitgeberzuschuss

Beschäftigte, die freiwillig in der ge-
setzlichen Krankenversicherung oder 
in einer privaten Krankenversicherung 
(PKV) versichert sind, haben Anspruch 
auf einen Zuschuss des Arbeitgebers. 
Der Arbeitgeber hat dem freiwillig in 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherten Arbeitnehmer einen 

Zuschuss in Höhe der Hälfte des Ge-
samtbeitrags zu zahlen.
Der Zuschuss für einen in einer pri
vaten Krankenversicherung versicher-
ten Arbeitnehmer ist abhängig vom 
durchschnittlichen allgemeinen Bei-
tragssatz der Krankenkassen, der wei-
terhin 14,6 % beträgt. Daraus errech-
net sich für 2015 ein monatlicher Zu-
schuss von maximal 301,13 € (14,6 % 
von 4.125,00 € Beitragsbemessungs
grenze = 602,25 €; davon die Hälfte = 
301,13 €).
Sind die Bezüge niedriger, ist der Zu-
schuss entsprechend der obigen Be-
rechnung zu ermitteln. Grundsätzlich 
darf aber nur die Hälfte des tatsächlich 
vom Arbeitnehmer gezahlten Beitrags 
als Zuschuss gewährt werden.
Hinweis: Der maximale Zuschuss des 
Arbeitgebers zur Pflegeversicherung in 
der PKV beträgt monatlich 48,47 €, in 
Sachsen 27,84 €.

Berücksichtigung von ausländischen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit im Rahmen des Progressionsvorbehalts

Doppel-Einkommen: Anwendung Progressionsvorbehalt

Alle natürlichen Personen, die in 
Deutschland entweder ihren Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, unterliegen der unbeschränk-
ten Einkommensteuerpflicht. Diese 
erstreckt sich auf ihr gesamtes (Welt-) 
Einkommen, das sie in Deutschland 
und im Ausland erzielen. Dieses Welt-
einkommensprinzip darf aber nicht 

dazu führen, dass Einkünfte zweimal, 
im In- und Ausland, versteuert werden. 
Deshalb bestimmen Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) den Ort und 
den Umfang der Besteuerung oder 
sehen einen Ausgleich vor. Einkünfte, 
die nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung in 
Deutschland steuerfrei bleiben, sind 
allerdings in vielen Fällen in den sog. 
Progressionsvorbehalt einzubeziehen, 
d. h., es ist ein besonderer Steuersatz 
zu ermitteln: Nach der Ermittlung des 
zu versteuernden (deutschen) Einkom-
mens werden die aufgrund von DBA 
steuerfreien Einkünfte hinzugerechnet. 
Der sich danach ergebende besonde-
re (höhere) Steuersatz ist dann auf das 
(deutsche) zu versteuernde Einkom-
men anzuwenden.
Das Finanzgericht Hamburg hatte fol-
genden Fall zu entscheiden: Eine bei 
einer niederländischen Fluggesell-
schaft beschäftigte Stewardess wur-

de gemeinsam mit ihrem Ehemann in 
Deutschland veranlagt. Sie war der 
Auffassung, dass die niederländischen 
Einkünfte aus nichtselbständiger Ar-
beit nicht nur in Deutschland steuer-
frei seien, sondern sie dürften auch im 
Hinblick auf die Niederlassungsfreiheit 
nicht in den Progressionsvorbehalt 
einbezogen werden.
Das Finanzgericht war anderer An-
sicht und entschied, dass nur die aus-
drücklich im Einkommensteuergesetz 
bestimmten ausländischen Einkünfte 
nicht in den Progressionsvorbehalt ein-
zubeziehen sind. Die Berücksichtigung 
der in den Niederlanden erzielten Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Rahmen des Progressionsvorbehalts 
führe nicht zu einer unionsrechtswid-
rigen Benachteiligung und sei auch 
mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
vereinbar.
Der Bundesfinanzhof muss nun ab-
schließend entscheiden.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


